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Streitfall HPV-Impfung

Gebärmutterhalskrebsimpfung wird zunehmend kritisiert
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Rund zwei Jahre nach der Zulassung zweier Impfstoffe gegen Humane Papilloma Viren (HPV) wächst die
Kritik an den überzogenen Versprechungen, mit denen sie beworben werden. Der Gemeinsame
Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen hat die Impfkommission nun zu einer Neubewertung der
Impfung aufgefordert.

Es ist schon etwas Außergewöhnliches, wenn sich so unterschiedliche Organisationen wie die Berliner
Ärztekammer, pro familia, eine Senatsverwaltung und das Feministische Gesundheitszentrum (FFGZ) zu
einer gemeinsamen Stellungnahme zusammenraufen. Schon allein deshalb hat die „Berliner Erklärung zur
HPV-Impfung”1, die zehn Organisationen und Institutionen Ende April veröffentlicht haben, eine
Signalwirkung. Noch wichtiger dürfte allerdings der Umstand wiegen, dass die Stellungnahme, ebenso wie
der dreisprachige Flyer, den die Unterzeichner an Berliner Schulen und Gesundheitsämtern verteilen lassen,
ohne Beteiligung der Pharmaindustrie zustande kam. Denn seit rund zwei Jahren werden junge Mädchen und
ihre Eltern mit Darstellungen überschwemmt, die von den Impfstoffherstellern selbst herausgegeben oder
finanziert werden. „Es wird höchste Zeit für eine kritische Debatte und für unabhängige Informationen über
die Wirkungen aber auch Nebenwirkungen der HPV-Impfung”, sagt Sybill Klotz, Bezirksstadträtin und
Mitglied des Netzwerks Frauengesundheit im Berliner Bezirk Tempelhof-Schöneberg, in dem die Initiative
ihren Ursprung hat. Zusammen mit ihren MitunterzeichnerInnen setzt sie sich für eine Versachlichung der
Diskussionen ein. Mit dabei ist der Präsident der Berliner Ärztekammer, Günther Jonitz. Seiner Ansicht nach
wird der Nutzen der Impfung in der Öffentlichkeit häufig über-, die Risiken unterbewertet. Jonitz? Fazit:
„Wer sein Kind nicht impfen lässt, tut ihm damit nichts Schlimmes an.”

Falsche Schuldzuweisungen

Dass ein solcher Satz mittlerweile Aufsehen erregen kann, ist vor allem auf die massiven Werbekampagnen
der Pharmaindustrie zurückzuführen. Deren Lobbyarbeit schließt Fachgesellschaften, Politiker, öffentliche
Gesundheitseinrichtungen und staatliche Kontrollbehörden ein. Auch scheinbar gemeinnützige
Organisationen wie der „Verein zur Förderung von Patienteninteressen” oder das Deutsche Grüne Kreuz
haben laut Recherchen der Journalistin Christina Berndt für Fernsehspots und Plakat-Aktionen erhebliche
Summen von den Impfstoffherstellern erhalten.2Dabei wird in den öffentlichen Darstellungen zur
Krebsimpfung häufig eine regelrechte Vernebelung der Tatsachen betrieben, Statistiken werden aus dem
Zusammenhang gerissen und die unsichere Zulassungsgrundlage für die Impfstoffe verschwiegen (siehe
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Kasten: „Die Streitpunkte“). In den hauseigenen „Aufklärungsbroschüren” greifen die Impfstoffhersteller tief
in die psychologische Trickkiste und scheuen sich nicht davor, Angst und Schuldgefühle zu erzeugen: „Liebe
Mutter, dies zu wissen kann das Leben Ihrer Tochter retten”, heißt es beispielsweise auf Plakaten und
Broschüren, die in Arztpraxen ausliegen und von Sanofi Pasteur herausgegeben werden. Wer sich kritisch
äußert, muss mit Einschüchterungsversuchen rechnen: Der Bielefelder Gesundheitsforscher Ansgar
Gerhardus berichtete gegenüber der Süddeutschen Zeitung von unangekündigten Stippvisiten durch
Pharmavertreter in seinen Vorlesungen. Und auch an das Netzwerk Frauengesundheit Tempelhof-
Schöneberg sowie den Gesundheitsausschuss der Berliner Bezirksversammlung sind die Pharmalobbyisten
bereits herangetreten.

Neue Form der „Präventionsmedizin“

Neu ist diese Vermischung von Aufklärung und Marketing im Medizinbereich natürlich nicht. Schon des
Öfteren wurde auf die problematischen Verbindungen der Pharmaindustrie zu Fachschaften,
niedergelassenen Ärzten und Patientenorganisationen hingewiesen ohne dass diese Beziehungen einen
öffentlichen Skandal auslösten. Im Fall der HPV-Impfung sind die Herstellerfirmen - Sanofi Pasteur MSD
(Gardasil) und GlaxoSmithKline (Cervarix) - aber offensichtlich zu weit gegangen. Denn angesichts der
überstürzten Zulassung, den aufdringlichen Vermarktungsstrategien und der massenhaften Verbreitung des
Impfstoffs bekommen nun offensichtlich auch diverse Fachgesellschaften und gesundheitspolitische
Entscheidungsträger Bauchschmerzen. Immerhin ist zweieinhalb Jahre nach Einführung der Impfung, rund
jedes zweite Mädchen zwischen zwölf und siebzehn Jahren geimpft.3Bei der Hepatitis B-Impfung dauerte es
zehn Jahre, bis ähnliche Raten erreicht wurden. Sollten sich Befürchtungen über schwerwiegende
Nebenwirkungen erhärten oder noch unerkannte Langzeitnebenwirkungen herausstellen, wäre nicht nur der
gesundheitliche Schaden groß; die Präventionsmedizin als Disziplin hätte auch einen Ruf zu verlieren.
Schließlich bemühen sich Gesundheitspolitiker und Gesundheitswissenschaftler seit Jahren besonders darum,
Kinder und Jugendliche mit Strategien zur Gesundheitsvorsorge zu erreichen. Schon allein aufgrund ihrer
Hauptzielgruppe gilt die HPV-Impfung daher vielen Präventionsmedizinern als Modell par excellence, um
neben Erziehungsprogrammen zur „richtigen“ Ernährung und Bewegung konkrete Angebote für die
Gesundheitsvorsorge bei Teenagern zu schnüren.4Gleichzeitig läutet die umstrittene Impfung aber auch eine
neue Phase in der Infektionsprävention ein: Im Unterschied zu den „klassischen“ Kinderimpfungen wie
Tetanus, Diphterie, Pertussis gibt es zwischen den Infektionen, die sie verhindern und der Krankheit, vor der
sie schützen soll, keinen direkten Kausalzusammenhang. Wer sich mit den betreffenden Papillomaviren
ansteckt, kann in sehr seltenen Fällen Gebärmutterhalskrebs bekommen. Wer sich nicht ansteckt,
möglicherweise auch. Zumindest in Hinblick auf das Management von Risiken reiht sich die
„Krebsimpfung“ also eher in die Reihe von Präventionsprogrammen wie das umstrittene Brustkrebs-
Screening ein. Wenn auf einer solch prognostischen Basis medizinische Eingriffe an Gesunden gerechtfertigt
werden sollen, müssen diese auf eine besonders wasserdichte Grundlage gestellt sein.

Forderung nach Neubewertung

Folglich schlug das Manifest für eine „Neubewertung der HPV-Impfung“, das dreizehn Wissenschaftler der
unterschiedlichsten Disziplinen im November 2008 unterzeichnet hatten, hohe Wellen. Die Autoren forderten
„ein Ende der irreführenden Informationen“. In Ihrer Stellungnahme betonen sie, die Datenlage sei nicht
ausreichend, um die Wirksamkeit der Impfung zu beurteilen, daher dürften auch keine falschen
Versprechungen gemacht werden: „Behauptungen, die Impfung reduziere Gebärmutterhalskrebs um 70
Prozent oder gar 98 Prozent, müssen unterbleiben.”5 Was unter Wissenschaftlern vorwiegend als
„Fehlinterpretation von Daten“ und „Vernebelung wissenschaftlicher Tatsachen“ diskutiert wird, hat in der
Politik inzwischen weitere Kreise gezogen. Im April forderte der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA),
jenes Gremium, das in Deutschland über die Aufnahme von medizinischen Behandlungen in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen entscheidet, die beim Robert Koch Institut ansässige
Impfkommission (STIKO) dazu auf, den medizinischen Nutzen der HPV-Impfstoffe erneut zu überprüfen.6



Bei der Entscheidung über die Einführung der Impfung habe der G-BA „enorm unter Druck gestanden“
räumte der G-BA-Vorsitzende Rainer Hess gegenüber dem Spiegel ein.7 An der Impfkommission dürften
sich die Kritiker allerdings die Zähne ausbeißen. Bereits mehrfach hat die STIKO lapidar erklärt, dass alle
ihre Empfehlungen selbstverständlich regelmäßig einer Überprüfung unterzogen werden. STIKO-
Vorsitzender Friedrich Hofmann wirbt in Interviews weiterhin damit, die umstrittene Impfung könne
„Tausenden“ das Leben retten. Und sein Vorgänger Heinz-Josef Schmitt, seinerzeit hauptverantwortlich für
die Empfehlung, die Impfung in den Regelkatalog der Krankenkassen aufzunehmen, wird regelrecht
polemisch: „Ich verstehe ja, dass die Gynäkologen befürchten, dass ihnen in Folge der HPV-Impfung das
Screening wegfällt und dass sie da weniger Geld verdienen“, wetterte er in der Süddeutschen Zeitung, die
würden wohl „lieber den Krebs behandeln als ihn zu verhindern“.8 Dass es also in kurzer Sicht zu einer
tatsächlichen Neubewertung kommt, darf also bezweifelt werden. Die Konsequenzen des Schlagabtauschs
dürften wohl eher im Bereich der politischen Symbolik liegen: Denn es ist unverkennbar, dass das
Unbehagen über die Verflechtungen zwischen staatlichen Kontrollbehörden und der Pharmabranche wächst.
Für Empörung sorgte jüngst auch die Tatsache, dass Ex-STIKO-Chef Schmitt 2007 zum
Medikamentenhersteller Novartis wechselte - und zuvor auch noch ein Preisgeld in Höhe von 10.000 Euro
einsteckte, das vom Gardasil-Produzenten Sanofi Pasteur MSD gestiftet worden war.9

Eigenverantwortliche Patientinnen

Inmitten dieses Dickichts aus Vorwürfen, Aufruhr und Statistiken sollen sich die Patientinnen nun
wohlüberlegt und eigenverantwortlich selbst entscheiden. Dass dabei nicht jede Rationalität erwünscht ist,
lässt sich jedoch erahnen: Informiert soll die Entscheidung sein und möglichst im ärztlichen
Behandlungsrahmen stattfinden. Dabei könnten die meisten Allgemein-, Frauen-, oder Kinderärzte wohl
selbst etwas Beratung brauchen: Die wenigsten verstehen sich darauf, Statistiken korrekt zu lesen, stellte
Gerd Gigerenzer vom Berliner Max Planck Institut für Bildungsforschung fest. Eine Studie aus den USA
ergab entsprechend, dass sich Gynäkologen bei der Entscheidung, ihren Patientinnen die HPV-Impfung zu
empfehlen, meistens auf die Position ihrer jeweiligen Fachschaftsorganisation verlassen.10Ohnehin wird in
der so genannten Impfsprechstunde der Kinderärzte meistens pauschal ein Vorgehen entsprechend dem
Impfkalender der STIKO angeraten. Dabei ist nicht immer sichergestellt, dass Eltern auf die Impfung ihrer
minderjährigen Kinder einen Einfluss haben. Beim Berliner Feministischen Frauengesundheitszentrum rief
kürzlich eine empörte Mutter an: Ihre 14jährige Tochter sei ohne ihr Beisein und ohne ihre Zustimmung
gegen HPV geimpft worden. Sie musste darüber aufgeklärt werden, dass der Arzt juristisch einwandfrei
gehandelt hatte: Einem Urteil des Bundesgerichtshofs zufolge ist die Einwilligung Minderjähriger für
medizinische Eingriffe nämlich ausreichend, wenn er oder sie „die Bedeutung und Tragweite des Eingriffs
und seiner Gestattung zu ermessen vermag.”11Als der Bundesgerichtshof Ende der 50er Jahre dieses Urteil
aussprach, war das heutige Ausmaß des Direktmarketings an Schulen und Arztpraxen vermutlich noch nicht
abzusehen.
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